
Berlin (ND-Kimmel). Zu 132 261
kriminellen Delikten kam es im
l!i Halbjahr 1990 auf dem Gebiet
der DDR. In 57 719 Fällen muß-
ten Ermittlungsverfahren einge-
leitet werden. Wie Innenminister
Diestel am Dienstag auf .einer
Pressekonferenz mitteilte,' sind
das formal 6,2 Prozent mehr
Straftaten als im Vorjahr. Da
1988 noch zahlreiche politisch
motivierte Delikte erfaßt waren,
sei die tatsächliche Steigerung
also wesentlich höher und habe
vor allem nach dem 1. Juli be-
sorgniserregende Ausmaße ange-
nommen. Die Bereiche Gewalt-
androhung (Mord-, Bombendro-
hung) sind mit einer Zunahme
um 100 Prozent, Raubmord und
Erpressung mit 102,7 Prozent ver-
zeichnet. Allein seit der Wäh-
rungsunion wurden weit über
1000 Straftaten auf dem Gebiet
der Rauschgiftkriminalität regi-
striert. Täglich werden Überfälle
auf Banken gemeldet.

Vor dem Hintergrund dieser
Entwicklung wird der WEISSE
RING, Gemeinnütziger Verein
zur Unterstützung von Krimina-
litätsopfern und zur Verhütung
von Straftaten e. V., seine Tätig-
keit auf das Gebiet der DDR aus-
dehnen. Der Vorsitzende, Eduard
Zimmermann, wies u. a. darauf
hin, daß für Hilfeleistungen in
Rat und Tat nicht die Mitglied-
schaft im Verband vorausgesetzt
wird. Informationsmaterial kann
über die Bundesgeschäftsstelle,
Weberstraße 16, 6500 Mainz, Tel.
0 61 31/8 30 30, angefordert werden.

Spektakuläre Hausbesetzung am
Dienstag. Ort: Berlin, Rusche-
straße, Haus 7 des ehemaligen
Ministeriums für Staatssicherheit.
21 Angehörige des Neuen Forums,
der Vereinigten Linken und an-
dere hatten sich gegen 13 Uhr in
mehreren Räumen verbarrika-
diert — nahe dem schwer bewach-
ten Personenarchiv, in dem Akten
von 4 Millionen DDR-Bürgern
und 2 Millionen BRD-Bürgern
lagern. Polizei, ausgerüstet mit
Helmen, Schutzschilden und
Schlagstöcken, riegelte den Ge-
bäudekomplex ab. Die zweimal
herbeigeeilte Volkskammerpräsi-
dentin Sabine Bergmann-Pohl
(CDU) durfte erst, nachdem die
Presse zugelassen wurde, die
Forderungen von Bärbel Bohley,
Katja Havemann, Ingrid Koppe,
Reinhard Schult und den anderen

Besetzern entgegennehmen. Unter
anderem: Keine Übernahme der
Akten durch westdeutsche Ge-
heimdienste oder Koblenz. Ver-
gangenheitsbewältigung jetzt und
hier! Ein jeder Bürger soll die
seine in die Hand bekommen.
Obhut durch die DDR-Länder,
wie im nahezu einmütig gefaßten!
Volkskammerbeschluß, auch wenn
dieser demokratische Wille im
Einigungsvertrag nicht berück-
sichtigt wurde. Entlassung aller
ehemaligen MfS-Mitarbeiter aus
dem öffentlichen Dienst, ebenso
des Innenministers Diestel (CDU).
Rehabilitierung aller Opfer...

Nach einigen wenig überzeug-
genden Beschwichtigungsversu-
chen erklärte sich die Volkskam-
merpräsidentin unter dem Hin-
weis, man „denkt immer, ich sei
der liebe Herrgott", aber sie

könne nur vermitteln, bereit, Pre-
mier de Maiziere und die Frak-
tionsvorsitzenden über die For-
derungen zu informieren.

Als Frau Präsidentin, flankiert
von Joachim Gauck (Bündnis 90/
Grüne), Vorsitzender des Sonder-
ausschusses der Volkskammer zur
Kontrolle der Stasiauflösung, und
dessen Stellvertreter Rolf Geist-
hardt (CDU), gegen 17 Uhr erneut
erschien, erklärte sie: Ich habe
Ihre Forderungen den Fraktionen
übergeben. „Die Hausbesetzung
ist nicht rechtsstaatlich. Die kann
ich nicht akzeptieren." Sie for-
derte deren sofortige Beendigung.
Man solle dem Parlament das
Vertrauen entgegenbringen, „daß
wir garantieren, daß die Akten
auf dem Territorium der DDR
verbleiben und daß rechtsstaat-
lich mit ihnen umgegangen wird".

Sie habe auch mit Diestel gespro-
chen, könne aber nicht zusichern,
daß das Haus nicht geräumt wird.
Gegenüber der Presse schloß das
Staatsoberhaupt Änderungen des
paraphierten Vereinigungsvertra-
ges nicht aus. „Das ist Aufgabe
der parlamentarischen Arbeit."

Führende Politiker der in der
Volkskammer vertretenen Par-
teien haben sich am Abend eben-
falls mit den Besetzern der ehe-
maligen MfS-Zentrale in der Nor-
mannenstraße getroffen. An
einem Gespräch mit den Bürger-
rechitlern nahmen der Fnaktions-
vorsitzende der CDU/DA, Staats-
sekretär Günther Krause, SPD-
Chef Wolfgang Thierse und der
PDS-Vorsitzende Gregor Gysi teil.

Berlin (ND-Stemmler). Die PDS-
Volkskammerfraktion wird dem
Einigungsvertrag nicht zustim-
men. Das beschlossen gestern die
Parlamentarier. An dieser Hal-
tung konnte auch Chefunterhänd-
ler Dr. Krause (CDU), der zuvor
die PDS-Abgeordneten über die
Vertragsverhandlungen infor-
miert hatte, nichts ändern. In
der zweistündigen Debatte, so re-
sümierte er, konnte zu vielen
Punkten kaum eine Verständigung
erzielt werden.

PDS-Abgeordnete begründeten
ihre Ablehnung damit, daß das
Verhandlungsergebnis einem
„Vereinnahmungsvertrag" gleich-
komme. Zu vieles sei nicht im
Interesse der DDR-Bürger gelöst.
Sie würden im neuen Deutsch-
land zu Bürgern zweiter Klasse.
Unbegreiflich sei auch, daß man!
zwar einerseits lautstark über
den Schutz des ungeborenen Le-
bens debattierte, andererseits das
gute Mutterschutzgesetz der DDR
einfach unter den Tisch fallen
ließ. Ebenso unbefriedigend seien
u. a, Regelungen zum Vorruhe-
stand oder zum Erhalt der Poli-
kliniken.

Doch bei aller Diskrepanz hielt
man es für eine gute parlamen-
tarische Gepflogenheit, daß der
Staatssekretär auch der Opposi-
tionspartei Rede und Antwort
stand. Gysi schenkte dem Frak-
tionsgast als Anerkennung einen
Schirm — mit PDS-Aufdruck. Da-
mit werde er beim Wahlkampf

die Tomaten abwehren, meinte
der CDU-Politiker.

Auf der Fraktionssitzung einigte
man sich außerdem über ein Aus-
wahlverfahren für die 24 Abge-
ordneten, die für die PDS in den
Bundestag einziehen. Auf jeden
Fall werden 12 Frauen darunter
sein. Auch bot man dem Abgeord-
neten der Vereinigten Linken
Thomas Klein ein Mandat an.

Während die Fraktionen der
SPD und der FDP Zustimmung
zum Einigungsvertrag signalisier-
ten, kam aus der Fraktion Bünd-
nis 90/Grüne scharfe Kritik. So
erklärte Volkskammerabgeordne-
ter Dr. Dörfler auf einer Presse-
konferenz, er werde dem Eini-
gungsvertrag nicht zustimmen
und begründete das damit, daß
die Städte und Gemeinden um
das ihnen zustehende Vermögen
betrogen werden. Während das
Kommunalvermögensgesetz vom
6. Juli 1990 u. a. noch vorsah,
Vermögenswerte, die der kom-
munalen Versorgung dienen, aus
dem Volkseigentum den Kommu-
nen zu übertragen, werde dies in
Anlage II des Einigungsvertrages
stark eingeschränkt. Danach kön-
nen sie nur über die Mittel und
Werte verfügen, die unmittelbar
der Verwaltung dienen, sowie
über das Finanzvermögen. Sq
wird es ihnen z. B. unmöglich
gemacht, eigene Stadtwerke zu
schaffen und mit ihnen Gewinne
für die Gemeindekassen selbst zu
erwirtschaften.

Bonn (ADN). Nach der Vereini-
gung wenden in den künftigen
DDR-Ländern im wesentlichen
die in der Bundesrepublik gül-
tigen Verkehrsregeln übernom-
men. „Ein geeintes Deutschland
braucht langfristig einheitliche
Verkehrsvorschriften", erklärte
Bundesverkehrsminister Friedrich
Zimmermann (CSU) am Diens-
tag in Bonn. Allerdings würden
in den DDR-Ländern noch für
eine Übergangszeit besondere
Vorschriften gelten. Dazu gehöre,
daß auch nach dem 3. Oktober die

0,0-Promille-Regelung bestehen
bleibe. In der Bundesrepublik
gelte weiterhin die 0,8-Promille-
Grenze. Bis Ende 1992 solle dann
eine einheitliche Regelung für
ganz Deutschland geschaffen
werden. Zu den neuen Vorschrif-
ten für die fünf Länder in der
DDR zähle auch, daß beim Ein-
fahren auf die Autobahn geblinkt
werden muß und daß die An-
haltepflicht auf dem Beschleuni-
gungsstreifen entfällt. Das Ab-
schleppen eines auf der Autobahn
liegengebliebenen Fahrzeugs sei

künftig nur bis zur nächsten Aus-
fahrt gestattet; mit Warnlbllink-
licht an beiden Fahrzeugen.

Auch an Verkehrsampeln
müßten sich die DDR-Kraftfahrer
künftig anders verhalten. Es
werde nur noch die Farbfolge
Grün-Gelb-Rot zulässig sein. Auch
Rechtsabbiegen bei rotem Am-
pellicht sei künftig nicht mehr
gestattet. Auf den Autobahnen
gelte auch nach demT3. Oktober
Tempo 100. Erst ab Januar 1992
sei eine Richtgeschwindigkeit von
130 vorgesehen.

Bonn (AP/ND). Die Staats- und
Regierungsspitze der Bundesrepu-
blik und der bisherigen DDR wol-
len die deutsche Einheit am 3. Ok-
tober mit einem Staatsakt im Ber-
liner Schauspielhaus begehen.
Wie der Unionspolitiker Friedrich
Bohl am Dienstag nach einem
Koalitionsgespräch mitteilte, soll
nach den bisherigen Überlegun-
gen am 4. Oktober der erweiterte
Bundestag im Reichstag seine
erste Sitzung als gesamtdeutsches
Parlament abhalten.

Berlin (AP/AFP). Die Zwei-plus-
vier-Gespräche über die äußeren
Aspekte der deutschen Einheit
sind am Dienstag in Berlin mit
Expertengesprächen über ein
Schlußdokument in die Endrunde
gegangen. Der Staatsminister des
Bonner Auswärtigen Amtes, Hel-
mut Schäfer, sagte vor Journali-
sten, die Verhandlungen würden
den Prozeß der deutschen Einheit
nicht aufhalten, bei den Gesprä-.
dien ginge es um die praktische
Umsetzung komplizierter Einzel-
fragen.

Im Schloß Niedersdhönhausen
trafen sich die Politischen Direk-
toren der Außenministerien bei-
der deutscher Staaten sowie der
USA, der Sowjetunion, Frank-
reichs und Großbritanniens zur
Feinabstimmung des Schlußdoku-
ments, das am 12. September in
Moskau von den Ministern unter-
zeichnet werden soll. Details der
Gespräche wollte Schäfer nicht
nennen, um die Verhandlungen
nicht zu belasten. Unklar sei noch,
ob das Dokument von den Parla-
menten der verhandelnden Staa- •
ten ratifiziert werden soll. Dies

würde bedeuten, daß es erst nach
der deutschen Einheit am S.Ok-
tober in Kraft treten würde.

Die Verhandlungsleiter sind
von ihren Regierungen beauf-
tragt, ein etwa acht Seiten starkes
abschließendes Dokument „über
die endgültige Regelung der äu-
ßeren Aspekte der deutschen Ei-
nigung" auf jeden Fall fertigzu-
stellen.

In dem Schlußdokument sollen
die endgültigen Grenzen, die
Truppenstärke sowie die Ablö-
sung der alliierten Sonderrechte
für ganz Deutschland und Berlin
sowie notwendige Übergangslö-
sungen festgeschrieben werden.
Wichtige Vorleistungen sind be-
reits mit der Grenzgarantie bei-
der deutscher Parlamente, der
Wiener Erklärung Bonns und
Berlins über eine künftige Trup-
penhöchstgrenze von 370 000
Mann und der Einigung mit Mos-
kau über eine NATO-Mitglied-
schaft ganz Deutschlands erreicht
worden.

Moskau/Bagdad/Amman (AFP/
AP/ND). Während der Truppen-
aufmarsch in der Golfregion so-
wie die Ausreise der Ausländer
— wenn auch schleppend — wei-
tergehen, drängen Politiker meh-
rerer Länder auf eine friedliche
Lösung des Konflikts. So schlug
der sowjetische Außenminister
Schewardnadse eine internationa-
le Konferenz aller beteiligten und
betroffenen Staaten vor. Parallel
dazu sollte die UNO ihre Bemü-
hungen verstärken. Wie der Poli-
tiker ankündigte, erwarte er, daß
das Gipfeltreffen Gorbatschow-
Bush ein „wichtiger Meilenstein
auf dem Weg zu einer Lösung"
werde.

Zugleich informierte der jorda-
nische König Hussein, daß er noch
am Mittwoch oder Donnerstag er-
neut mit dem. irakischen Präsi-
denten zusammentreffen werde.
Wie der Sicherheitsberater des
PLO-Vorsitzenden Arafat erklär-

te, sei der irakische Führer mit
einer Verhandlungslösung einver-
standen. Einzige Bedingung sei
aus seiner Sicht, daß Saddam sein
Gesicht wahren, das heißt, nicht
aus Kuweit völlig abziehen und
die Rückkehr des Emirs hinneh-
men will.

Unterdessen wechseln in der
Frage der Ausländerausreise aus
Kuweit und Irak ständig Dro-
hungen und versöhnliche Gesten.
So konnten am Dienstag 116 deut-
sche Frauen und Kinder nach
Amman fliegen. Zwei weitere
irakische Maschinen mit Auslän-
dern an Bord sollten Dienstag
abend Bagdad verlassen. Ande-
rerseits droht Irak mit einem
Ausreisestopp, falls nicht umge-
hend Lebensmittel- und Medika-
mentenlieferungen durch die
Blockade durchgelassen würden.

Im Gegensatz zu den europä-
ischen und US-amerikanischen
Bürgern in der Krisenregion ste-

hen aus Irak geflohene
Asiaten kaum im Blickpunkt. Da-
bei sitzen Zehntausende von
ihnen in Jordanien oftmals mit-
tellos fest, und ihre Regierungen
sehen sich außerstande, für Hilfe
oder schnellen Abtransport zu
sorgen. Deshalb appellierten jetzt
die UNO, Jordanien und Saudi-
Arabien an die Weltöffentlichkeit,
umgehend Unterstützung zu ge-
währen.

Zugleich gab es am Dienstag
den ersten Zwischenfall im Golf.
Ein irakisches Schiff mit ceylone-
sischem Tee an Bord wurde von
der US-Marine gestoppt und an
der Weiterfahrt gehindert. Am
Transport von Truppen und Ma-
terial für die täglich wachsende
Eingreiftruppe beteiligen sich jetzt
auch Schiffe Großbritanniens,
Portugals, Italiens und der
UdSSR. Bangladesh und Ägyp-
ten entsandten am Dienstag Trup-
pen! (Kommentar Seite 2)

Johannesburg (AFP/AP/ND). We-
nige Stunden bevor am Dienstag
der südafrikanische Präsident
de Klerk und ANC-Führer Man-
dela die Unruheghettos von
Johannesburg besuchten, kam es
in Sebökeng, Vosloorus und Katle-
hong erneut zu regelrechten Stra-
ßenschlachten, denen 38 Menschen
zum Opfer fielen. Laut Augen-
zeugenberichten sollen dabei dort
leibende Wanderarbeiter und Zu-
lus, die zum Teil von der Inkatha-

Partei herangefahren wurden, Be-
wohner der Elendsviertel, zumeist
Xhosas und ANC-Anhänger, über-
fallen haben. In die so entstande-
nen blutigen Kämpfe , griffen
Armee und Polizei ein, deren
brutales und zum Teil einseitiges
Vorgehen aber untersucht werden
soll. Mandela begrüßte bei seinen
Gesprächen mit Vertretern der
Ghettobewohner, daß auf örtlicher
Ebene Friedensverhandlungen ge-
führt werden.

Berlin (ND-Becker). Gegen den
drohenden Müllnotstand richtet
sich ein Bürgerbegehren, das von
namhaften Vertretern der Grünen
Partei, der Grünen Liga und der
PDS initiiert wurde. Dazu findet
am heutigen Mittwoch um
17 Uhr vor dem Wirtschaftsmini-
sterium in Berlin eine Kundge-
bung statt. Die Regierung soll da-
mit aufgefordert werden, sich
öffentlich gegenüber der Bevölke-
rung mit einem durchschaubaren
und nachvollziehbaren Abfall-
wirtschaftskonzept vorzustellen
und eine demokratische Beteili-
gung von Bürgern und Verbänden
zu gewährleisten. Der von allen
Parteien getragene ökologische
Anspruch, daß Abfallvermeidung
die höchste Priorität hat, sei „nach,
wie vor von den Regierungspar-
teien nicht konzeptionell unter-

setzt, und es fehlen praktische
Lösungsansätze und das sichtbare
Bemühen darum", heißt es in
dem ND vorab übermittelten
Text des Begehrens. Als inhaltlich
unzureichend wird die Gesetzes-
initiative der Umweltminister
Töpfer und Steinberg bezeichnet,

Einweggetränkeverpackungen
mit Pfand zu versehen.

Ein Abfallwirtschaftskonzept,
so wird gefordert, sollte von dem
Prinzip ausgehen, daß die Haupt-
verantwortung den Verursachern,
„also den industriellen und ge-
werblichen Produzenten zu-
kommt. Vonnöten seien wirt-
schaftliche Anreiz- und Sank-
tionsmechanismen und ordnungs-
politische Maßnahmen, die zu
einer Umprofilierung auf die

Söul (ND). Am heutigen Mitt-
woch beginnen in der südkorea-
nischen Hauptstadt die offiziel-
len Verhandlungen der Minister-
präsidenten beider koreanischen
Staaten. Im Mittelpunkt der Ge-
spräche stehen Fragen der Min-
derung der Spannungen und
Schritte zur friedlichen Wieder-
vereinigung des Landes. Am Vor-
tage hatte KDVR-Premier Yon
Hyong Muk bei Panmundshom
die Grenze überschritten und war
vom südkoreanischen Minister

für Wiedervereinigung Hong
Sung Chul begrüßt worden, der
den Gast aus dem Norden bis
nach Söul begleitete. Dort gab
sein Amtskollege Kang Hjong
Hoon zu Ehren der ersten Spit-
zenbegegnung nach der Teilung
1948 einen Empfang. Während
des viertägigen Aufenthaltes der
KDVR-Abordnung im Süden ist
auch ein Treffen mit dem süd-
koreanischen Präsidenten Roh
Tae Woo vorgesehen.

Santiago de Chile (ADN). Unter
Anteilnahme Tausender Chilenen
fand am Dienstag, dem 20. Jah-
restag seines Wahlsieges, der ehe-
malige chilenische Präsident Sal-
vador Allende auf dem Ehren-
friedhof von Santiago de Chile
seine letzte Ruhestätte. An der
feierlichen Zeremonie nahmen
neben der Regierung des Anden-
landes unter Staatschef Patricio
Aylwin zahlreiche ausländische
Gäste teil.

Allendes sterbliche Überreste
waren am selben Tag auf dem
Friedhof der Hafenstadt Valpa-
raiso, wo man ihn nach Pinochets
Putsch 1973 in einem Grab ohne
Inschrift beerdigt hatte, exhu-
miert worden.

Im Laufe des Vormittags wa-
ren in Santiago mehrere Bomben
explodiert, wobei Sachschaden
entstand. Die Anschläge wurden
nach Angaben der Polizei von
einer rechtsextremen Gruppe ver-
übt.

Moskau. Trotz der guten Ernte
in diesem Jahr herrscht in der
sowjetischen Hauptstadt Brot-
mangel, weil in der einzigen Fa-
brik nur drei von 12 Anlagen
funktionieren. Die Wartezeit für
einen Laib Brot soll nach Augen-
zeugenberichten vier Stunden be-
tragen. Zur Lösung der Vecsor-
gungsprobleme wurde ein Kri-
senstab gebildet.

Paris. Fast ein Jahr nach dem
Sprengstoffanschlag auf eine
DC—10 der französischen Flug-
gesellschaft UTA sind 56 Opfer
des Attentats, deren Leichen
nicht identifiziert werden konn-
ten, in Paris beigesetzt worden.
Bei der Explosion über der Tene-
re-Wüste in Niger waren alle
170 Insassen umgekommen.

New York. Ein 22jähriger Ame-
rikaner ist in der New-Yorker
U-Bahn erstochen worden, als er
seine Eltern vor einem Raub-
überfall schützen wollte. Es war
bereits der 18. Mord in New
Yorks Subway seit Januar.

Koblenz. DDR-Siege gab es beim
internationalen Leichtathletik-
Sportfest am Dienstagabend durch
Heike Drechsler über 100 m
(11,14 s) und Astrid Kumbernuss
im Kugelstoßen (20,20 m).
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Dieses behutsame Vorgehen
— das letzte Wort werden
selbstverständlich die Delegier-
ten des Wahlkongresses in
zehn Tagen haben — war ge-
wünscht und stellt bereits für
sich genommen ein Indiz dar:
Innerparteiliche Demokratie
wird endlich auch auf dieser
flanke eine reale Größe. Min-
destens zu gleichen Teilen're-
flektiert das Vorgehen die un-
gewöhnliche Entstehungsge-
schichte des Programment-
wurfs. Es ist der der LINKEN
LISTE/PDS, und bei den Vor-
arbeiten hörte man an den Ti-
schen nicht nur sächsische und
Berliner, sondern auch Ham-
burger und rheinhessische
Töne. Durchaus heterogene
Kräfte aus der DDR und der
BRD, die ihr Herz links schla-
gen fühlen, haben eine Zusam-
menarbeit mit unterschiedli-
cher Herkunft, Vorzügen und
Fehlern angetreten. Nichts da-
von soll verdrängt werden.

Diese Zeitung verfolgt den
Annäherungsprozeß mit kriti-
scher Sympathie, weil der neue
Bundestag eine starke linke
Opposition nötig hat, wenn zu-
sammengeschustert sein wird,
was nicht hat zusammenwach-
sen können. Ein ehrliches Wahl-
programm kann da für Ziel-
und Zeichensetzung manches
leisten. Überfordern sollte es
niemand, denn in den kom-
menden Wochen zählen vor
allem kompetentes Auftreten
integrer Personen. Wahlkampf
ist schließlich nicht so sehr die
Zeit langatmiger Wahlpro-
gramme, sondern die Chance
für pointierte Leistungen. Wer
etwas mitzuteilen hat, kann es
auch kurz tun. Im Wahlkampf
muß er's sogar.

Auf der einen Seite die entschlossenen Besetzer, auf der anderen Frau Bergmann-Pohl, die rastlose Vermittlerin, zwischen ihren parlamen-
tarischen Auflösungskontrolleuren ND-Foto: Joachim Fieguth

Das Wahlprogramm der PDS
zur Bundestagswahl liegt — im
Entwurf — vor und kann auf
den heutigen Seiten 5 und 6
„besichtigt" werden. Daß es
für die Diskussion unter den
Linken Gesprächs-, für diesen
oder jenen auch Zündstoff ent-
hält — das war erstens beab-
sichtigt und zweitens schon in
der Vorrunde hinlänglich zu
beobachten. Zum Beispiel bei
den eingehenden Diskussio-
nen, die es am Montag bis zur
Verabschiedung des Entwurfs
uob.

Mittwoch,
5. September 1990.
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UdSSR schlägt Golfkonferenz vor Brotnotstand in Moskau

WEISSER RING
auch in der DDR

Beisetzung 1 Jahr danach

Koreas Premiers verhandeln

Wieder U-Bahn-Mord

Bürgerbegehren gegen Müllnotstand
Zwei DDR-Siege

20 Jahre nach seinem Wahlsieg in Chile:

Staatsbegräbnis für Allende

ftCOi

sc

Es bleibt bei Tempo 100 und 0,0 Promille

brang
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